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Unverhofft kommt oft – Abschaffung von
lebensmittelrechtlichen nationalen
Meldepflichten?

Mittlerweile machen die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten bei der Entbü-
rokratisierung ernst. So sind mittlerweile gleich mehrere „Omnibus“-Projekte unter-
wegs, um die Vereinfachungs-Agenda der Kommission umzusetzen, z.B. in den Be-
reichen CSRD, CSDDD, Taxonomie, Gemeinsame Agrarpolitik, DSGVO oder chemi-
scher Stoffe („CLP“).

Aber auch Deutschland bleibt nicht untätig: Auf der 21. Verbraucherschutzminister-
konferenz am 23.5.2025 in Berlin wurde überraschenderweise die Prüfung der Ab-
schaffung verschiedener nationaler lebensmittelrechtlicher Meldepflichten beschlos-
sen, und zwar unter TOP 35 (Überschrift: „Nationale Meldepflicht im Lebensmittel-
recht streichen“) mit dem folgenden Wortlaut:

„1. Die Verbraucherschutzministerinnen, -minister und -senatorinnen der Länder
stellen fest, dass mehrere nationale Meldepflichten für Lebensmittel- und Futtermit-
telunternehmer sowie für beauftragte Labore bestehen, die über EU-rechtliche Mel-
devorgaben hinausgehen. Sie bekennen sich zu dem Ziel, bürokratischen Aufwand
sowohl für die Unternehmen als auch für die Überwachungsbehörden zu reduzieren
und nicht erforderliche Meldepflichten unter Berücksichtigung der gesammelten Er-
fahrung abzuschaffen.

2. Die Verbraucherschutzministerinnen, -minister und -senatorinnen der Länder bit-
ten den Bund, entsprechende Änderungen im Lebensmittel- und Futtermittelgesetz-
buch zeitnah aufzugreifen.“

Auch wenn die Verbraucherschutzministerkonferenz verschiedene nationale lebens-
mittelrechtliche Meldepflichten anspricht, dürfte der Impuls für die Initiative in der
aktuellen Diskussion über die Meldepflicht der privaten Laboratorien nach § 44
Abs. 4a und 5a LFGB liegen. Zwar wurde die Meldepflicht der privaten Laborato-
rien bereits im Jahre 2011 eingeführt,1 die Wahrnehmung der Regelung hat jedoch
mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 14.10.20232 noch einmal
erheblich zugenommen und zum Teil zu intensiven Diskussionen zwischen Überwa-
chungsbehörden und Unternehmensverbänden geführt. Entschieden hatte das Bun-
desverwaltungsgericht, dass von Laboren auch auffällige Untersuchungsergebnisse,
die im Rahmen einer sogenannten Freigabeanalytik generiert werden, den zuständi-
gen Behörden zu melden sind. Kontrovers diskutiert wird seitdem, dass mit dieser

1 Und zwar mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches sowie
anderer Vorschriften (2. LFGBuaÄndG k.a.Abk.), G. v. 27.7.2011 BGBl. I S. 1608 (Nr. 41), Geltung ab dem
4.8.2011.

2 Az. 3 C 7.22, ZLR 2024, 216 – „Meldepflicht Laboratorium“.
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Entscheidung Ergebnisse von Untersuchungen der Meldepflicht der Labore unter-
worfen werden, die genau mit dem Ziel durchgeführt werden, die Sicherheit von Le-
bensmitteln, die noch vollständig unter der Kontrolle der untersuchenden Unterneh-
men stehen, zu bewerten. In der Tat wird gerade die Meldepflicht der privaten Labo-
ratorien, die – soweit ersichtlich – in dieser Form nur in Deutschland existiert, als
erheblicher Wettbewerbsnachteil für alle Lebensmittellaboratorien mit Sitz in
Deutschland gesehen. Denn die Meldepflicht betrifft nur in Deutschland ansässige
Laboratorien sowie „im Inland von einem Lebensmittel gezogene Proben“. Die
Gründe, warum die Meldepflicht der Labore in weiten Teilen als behindernd und
systemwidrig angesehen wird, liegen in der Doppelung, da ja auch die Unternehmen
selbst, also die Auftraggeber der Untersuchungen, einer Meldepflicht gegenüber der
eigenen Behörde unterliegen. Es werden damit in der Regel zwei unterschiedliche
Behörden mit demselben Sachverhalt befasst. Dem hiermit verbundenen Aufwand
steht kein echter Mehrwert gegenüber. Vielmehr ist die zusätzliche Meldepflicht der
Laboratorien schlichtweg ein Ausdruck des Misstrauens gegenüber den Lebensmit-
telunternehmen. Betrachtet man die Praxis der Freigabeanalytik, so werden Behör-
den in Fällen aktiviert, in welchen die Unternehmen ihren Eigenkontrollpflichten of-
fensichtlich besonders umfassend und sorgfältig nachkommen. Der Ansatz der Ver-
braucherschutzministerkonferenz, in der Meldepflicht bürokratischen Aufwand zu
wittern, ist daher gut nachvollziehbar.

Weitere nationale Meldepflichten, die in dem Beschluss der Verbraucherschutzminis-
terkonferenz angesprochen werden, sind die Regelungen nach § 44 Abs. 4 und Abs. 5
LFGB, welche als nationale Meldepflichten im Jahre 2009 nach den sogenannten
Gammelfleischskandalen geschaffen wurden3 und – anders als die europarechtlichen
Meldepflichten, welche sich an rückrufende bzw. rücknehmende Unternehmen rich-
ten – die Empfänger von unsicheren Lebensmitteln oder Futtermitteln treffen.4 Auch
diese Regelung führt zu einer Doppelung von Meldepflichten und ist ebenfalls Aus-

3 Gesetz zur Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften vom
29.6.2009, Bundesgesetzblatt Jahrgang 2009 Teil I Nr. 38, ausgegeben am 3.7.2009, Seite 1659.

4 DieVorschriftdes § 44Abs. 4aLFGBlautet fürdenLebensmittelbereich:
„Ergänzend zu Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 hat ein Lebensmittelunterneh-
mer, derGrundzuderAnnahmehat, dass
1. ein ihmangeliefertesLebensmittel oder
2. ein von ihm erworbenes Lebensmittel, über das er die tatsächliche unmittelbare Sachherrschaft erlangt
hat,
einem Verkehrsverbot nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 unterliegt, unverzüglich
die zuständige Behörde schriftlich oder elektronisch unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift da-
rüber unter Angabe des Namens und der Anschrift desjenigen, von dem ihm das Lebensmittel angeliefert
worden ist oder von dem er das Lebensmittel erworben hat, und des Datums der Anlieferung oder des Er-
werbs zu unterrichten. Er unterrichtet dabei auch über von ihm hinsichtlich des Lebensmittels getroffene
oder beabsichtigteMaßnahmen. EineUnterrichtung nach Satz 1 ist nicht erforderlich bei einemLebensmit-
telpflanzlicherHerkunft, dasderLebensmittelunternehmer
1.unschädlichbeseitigthatoder
2. so hergestellt oder behandelt hat oder nachvollziehbar so herzustellen oder zu behandeln beabsichtigt,
dass es einem Verkehrsverbot nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 nicht mehr unter-
liegt.“
DieVorschriftdes § 44Abs. 5aLFGBformuliert fürdenFuttermittelbereicheinevergleichbareRegelung.
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druck eines besonderen Misstrauens in die Lebensmittelwirtschaft. So lautet die Ge-
setzesbegründung:5

„Dies trifft zum Beispiel auf Fallgestaltungen zu, in denen einem Lebensmittelunter-
nehmer ein Lebensmittel angeliefert wird und er nach Feststellung, dass das Lebens-
mittel nicht sicher ist, das Lebensmittel an den Lieferanten zurückliefert. Geschieht
dies, so kann der Lieferant versuchen, das Lebensmittel an einen anderen weniger
sorgsamen Lebensmittelunternehmer zu veräußern. Im Zuge der verschiedenen Ge-
schehen seit November 2005 in Zusammenhang mit überlagertem Fleisch ist deutlich
geworden, dass so verfahren worden ist.

Die nunmehr vorgesehene Meldepflicht ergänzt die in Artikel 19 Abs. 1 Satz 1 bzw.
Artikel 20 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 bereits bestehende Melde-
verpflichtung. Ein Lebensmittelunternehmer soll dann zur Meldung verpflichtet
sein, wenn er Grund zu der Annahme hat, dass ein Lebensmittel, das von einem an-
deren Lebensmittelunternehmer in den Verkehr gebracht worden ist, das für ihn be-
stimmt ist und über das er die tatsächliche Sachherrschaft erlangt hat oder das ihm
angeliefert worden ist, einem Verkehrsverbot nach Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung
unterliegt, mithin gesundheitsschädlich oder für den Verzehr durch den Menschen
ungeeignet ist.“

Zu denken ist schließlich auch an die deutsche Verordnung zu Mitteilungs- und
Übermittlungspflichten zu gesundheitlich nicht erwünschten Stoffen (Mitteilungs-
und Übermittlungsverordnung – MitÜbermitV), welche ihre Rechtsgrundlage in
§ 44a LFGB hat. Danach ist ein Lebensmittelunternehmer oder ein Futtermittelun-
ternehmer verpflichtet, ihm vorliegende Untersuchungsergebnisse über Gehalte an
gesundheitlich nicht erwünschten Stoffen wie Pflanzenschutzmitteln, Stoffen mit
pharmakologischer Wirkung, Schwermetallen, Mykotoxinen und Mikroorganismen
in und auf Lebensmitteln oder Futtermitteln den zuständigen Behörden mitzuteilen,
sofern sich eine solche Verpflichtung nicht bereits aus anderen Rechtsvorschriften
ergibt. Aktiviert wurde diese Mitteilungspflicht gemäß MitÜbermitV im Jahre 2012
bislang lediglich für bestimmte Kongenere von Dibenzo-p-dioxinen und Dibenzofu-
ranen sowie für bestimme Kongenere von dioxinähnlichen und nicht dioxinähnli-
chen polychlorierten Biphenylen. In den letzten 13 Jahren wurden also keine weite-
ren gesundheitlich unerwünschten Stoffe mit Mitteilungspflichten belegt. Allein
diese Tatenlosigkeit des Gesetzgebers legt eine Abschaffung auch dieser Regelungen
nahe.

Kein Kandidat für eine Entbürokratisierungsmaßnahme dürften hingegen die Mel-
depflichten nach der deutschen Verordnung mit lebensmittelrechtlichen Vorschriften
zur Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern (ZoonoseV) sein, da sich diese
Meldepflichten auf Europarecht zurückführen lassen, insbesondere auf die Verord-
nung (EG) Nr. 2160/2003 zur Bekämpfung von Salmonellen und bestimmten anderen

5 Deutscher Bundestag Drucksache 16/8100, 16. Wahlperiode 14.2.2008, Seite 21.
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durch Lebensmittel übertragbaren Zoonoseerregern. Meldepflichtig sind danach die
Nachweise von Zoonoseerregern, welche im Rahmen von mikrobiologischen Analy-
sen von Lebensmitteln oder bestimmten Lebensmittelkontaktflächen entstehen. Mit
der Meldepflicht einher geht die Pflicht, Isolate der nachgewiesenen Zoonoseerreger
herzustellen, soweit eine Erregerkultur zu einem Isolat führt, und die Rückstellpro-
ben des Probenmaterials und die Isolate aufzubewahren und gegebenenfalls den zu-
ständigen Behörde auszuhändigen.

Mit Spannung bleibt abzuwarten, ob der frisch entfachte rechtspolitische Elan tat-
sächlich zu Streichungen von Regelungen führt oder wieder einschläft. Für die euro-
päische Lebensmittel- und Futtermittelwirtschaft, aber auch für die europäischen
Überwachungsbehörden wäre eine Vollharmonisierung von Melde- und Mitteilungs-
pflichten wünschenswert, da nur ein EU-weit einheitlicher Rechtsrahmen zu kohä-
renten Meldungen in einem einheitlichen Meldesystem führen kann. Die Streichung
nationaler Sonderwege bedeutete einen ersten wichtigen Schritt in diese Richtung.

Dr. Petra-Alina Unland, Bielefeld, Prof.Dr. Markus Grube, Gummersbach
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